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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der 

Oö. Gemeindeverbändegesetz-Novelle 2015 

 

 

Gesetz vom 1. Juli 1988 über die Gemeindeverbände (Oö. Gemeindeverbändegesetz) 

 

 

1. ABSCHNITT 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz gilt für Gemeindeverbände, die Angelegenheiten besorgen, zu deren 

gesetzlicher Regelung das Land oder der Bund zuständig ist. (Anm: LGBl.Nr. 42/2014) 

(2) Dieses Gesetz gilt darüber hinaus auch für Ländergrenzen überschreitende 

Gemeindeverbände, sofern die Vereinbarung der beteiligten Länder über die Bildung 

Ländergrenzen überschreitender Gemeindeverbände nicht anderes bestimmt. (Anm: 

LGBl.Nr. 42/2014) 

(2)(3) Die Bestimmungen dieses Gesetzes gelten jedoch nur insoweit, als nicht 

besondere landesgesetzliche Bestimmungen bestehen. 

2. ABSCHNITT 

Bildung und Organisation von Gemeindeverbänden durch Vereinbarung 

§ 4 

Vereinbarung 

(1) Zur Besorgung von Angelegenheiten der Wirkungsbereiche der Gemeinden des 

eigenen Wirkungsbereiches können sich Gemeinden durch schriftliche Vereinbarung zu 

Gemeindeverbänden zusammenschließen. Eine solche Vereinbarung bedarf der 

übereinstimmenden Beschlüsse der Gemeinderäte der beteiligten Gemeinden. (Anm: 

LGBl.Nr. 42/2014) 

(2) Eine Vereinbarung hat nach Maßgabe der Bestimmungen dieses Gesetzes in Form 

einer Satzung jedenfalls auch zu enthalten: 

 1. die Namen der beteiligten Gemeinden; 

 2. die Bezeichnung der gemeinsam zu besorgenden Angelegenheiten; 

 3. Name, Sitz, Geschäftsstelle und Organe des Gemeindeverbandes; 

 4. Bestimmungen über den Anteil der beteiligten Gemeinden am Aufwand, an allfälligen 

Erträgen und am Vermögen des Gemeindeverbandes; 

 5. Bestimmungen für den Fall des Austrittes einer Gemeinde aus dem Verband. Ein 

Austritt darf nur aus wichtigen, insbesondere wirtschaftlichen Gründen für den Fall 

vorgesehen werden, daß dieser Gemeinde eine weitere Verbandsangehörigkeit nicht 

zugemutet werden kann; insbesondere sind die wechselseitigen 

vermögensrechtlichen Ansprüche unter Berücksichtigung der Verpflichtungen 

gegenüber Dritten zu regeln und ist zu bestimmen, daß die verbleibenden 

verbandsangehörigen Gemeinden unverzüglich eine den geänderten Verhältnissen 

angepaßte Satzung zu beschließen haben; 
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 6. Bestimmungen über die Auflösung des Gemeindeverbandes. 

(Anm: LGBl.Nr. 42/2014) 

§ 11 

Auflösung des Gemeindeverbandes 

(1) Der Gemeindeverband kann durch übereinstimmende Beschlüsse der Gemeinderäte 

der verbandsangehörigen Gemeinden aufgelöst werden. 

(2) Die Auflösung des Gemeindeverbandes bedarf der Genehmigung der 

Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung ist durch Verordnung zu erteilen, wenn die vom 

Gemeindeverband und den verbandsangehörigen Gemeinden getroffenen Maßnahmen 

erkennen lassen, daß die ordnungsgemäße Besorgung der rückzuübertragenden 

Angelegenheiten durch die betroffenen Gemeinden, die Erfüllung der Verbindlichkeiten des 

Gemeindeverbandes, die Dritten gegenüber bestehen, und die Einhaltung der 

Verpflichtungen aus der Vereinbarung gemäß Abs. 5 den betroffenen Bediensteten 

gegenüber gewährleistet sind. (Anm: LGBl.Nr. 42/2014) 

(3) Die Auflösung des Gemeindeverbandes wird mit dem Inkrafttreten der Verordnung 

wirksam. 

(4) Das Vermögen des Gemeindeverbandes ist zur Abdeckung der Verbindlichkeiten 

heranzuziehen. Das verbleibende Vermögen ist nach dem in der Vereinbarung zu 

bestimmenden Verhältnis aufzuteilen. 

(5) In der Vereinbarung ist festzulegen, welche dienstrechtlichen Maßnahmen für den 

Fall der Auflösung des Gemeindeverbandes zu treffen sind, insbesondere, in welchem 

Ausmaß die verbandsangehörigen Gemeinden die mit diesen Maßnahmen verbundenen 

Kosten und allfällige Ruhe- oder Versorgungsgenüsse zu tragen haben. 

(6) Die Landesregierung hat einen Gemeindeverband nach Anhörung der 

verbandsangehörigen Gemeinden durch Verordnung aufzulösen, wenn die Voraussetzungen 

gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 oder 2 nicht oder nicht mehr vorliegen. Die Abs. 3 und 4 gelten auch in 

diesem Fall. Die für den Fall der Auflösung zu treffenden Maßnahmen im Sinne der Abs. 2 

und 5 sind von den beteiligten Gemeinden durchzuführen. 

§ 11a 

Ländergrenzen überschreitende Gemeindeverbände 

(1) Gemeinden des Landes Oberösterreich können sich mit Gemeinden des Landes 

Salzburg zur Besorgung ihrer Angelegenheiten durch Vereinbarung zu Gemeindeverbänden 

zusammenschließen. 

(2) Auf einen nach Abs. 1 gebildeten Gemeindeverband ist, soweit im Folgenden nicht 

anderes bestimmt ist, dieses Gesetz anwendbar, wenn der Gemeindeverband seinen Sitz im 

Land Oberösterreich hat. § 5 Abs. 1 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die 

Landesregierung bei der Genehmigung durch Verordnung das Einvernehmen mit der 

Salzburger Landesregierung herzustellen hat. § 22 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass 

die Aufsichtsbehörde vor Erteilung der Genehmigung für ein unter Genehmigungsvorbehalt 

stehendes Rechtsgeschäft das Einvernehmen mit der Aufsichtsbehörde des Landes 

Salzburg herzustellen hat. 

(3) In Bezug auf ein Rechtsgeschäft eines nach Abs. 1 gebildeten Gemeindeverbands 

mit Sitz im Land Salzburg darf die Aufsichtsbehörde eine Einvernehmenserklärung für die 
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Genehmigung des Rechtsgeschäfts nur abgeben, wenn das Rechtsgeschäft nach den durch 

§ 22 verwiesenen Bestimmungen zulässig ist. 

(4) Die Aufsichtsbehörde hat die Aufsichtsbehörde des Landes Salzburg über alle 

Aufsichtsmaßnahmen zu informieren, die sie in Bezug auf einen nach Abs. 1 gebildeten 

Gemeindeverband mit Sitz im Land Oberösterreich trifft. 


